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Auf die'Atlfrageder Abg.H 0 r n und Genossen vom 7 .. Mai 1952, betreffend 

Davisenzuteilung an einzelne J3undesländer, teilt Bundef!lminister für Finanzen 

Dr.K ami tz folgendes mit: 

Frage: Aus welchen Gründen erhalten die Bundeslärider Tirol und Vo~­
~lberB' erhebliche Devisen zugeteilt? 

Die monatlichSDDevisenbeteil- :ungen der Buniiesländer Tirol und Vorarl'!" 

berg- sind sowohl durch ,die örtlichen Sonderverhä1tnisse, als auch durch die 

Entv'licklung des österreichischen AUssenhandelsregimes begründet. 

Im Jahre 1945, in einer Zeit, in der zwischen den westlichen und ien 

östlichen Bundesl~dernwegen der damaligen Verkehrsverhält~isse nur lose 

13eziehungen bestanden und eine gesamtösterreiohische Aussenhandelspoli t.ik 

mangel's ausreiohender Substanzen noch nicht möglich war, sohlossen die Bundes-
, , 

länder Tirol und Vorarlberg unter der Patronanz der - d.amals die gesamte 

CSffentlicheGewal t ausübenden- Besatzungsmacht roi t der Schweiz Abkommen hin­

siohtlioh der Regelung Ci'es Waren- und Zahlungsverkehrs. Di-ese, obwohl nur 

regionale und nur durch die Zeitverhältnisse verständlieh'ers~heinendenSonder­

a.bkommen boten,die Möglichkeit, die ersten Handelsbeziehungen mit der Schweiz 

ein~uleiten, einem Land,dass da.durch, dass es vom Krieg verschont worden 

war. einen we:btvollen Hanä&lspartner für seine Nachbarn und besonders fÜr 

die be~den genannten östarreichischen J3undesländer darstellte. Ein lebhafter 

G-renz~ und Lohnveredlungsverkehr ermBgliohte die erste Versorgung mi ~ Devisen 

und Rohstoffen un~ damit a~oh die Wiederinbetriebsetzung zunächst der west­

öaterreichischen Industr1e~ 

Erst .als im Jahre 1946 ein gesamtösterreiohi-eches Zablungsabkommen 

mit der Schweiz zustandek:am, konnte auch die Zentralisierung des österrei;" 

chischen Aussenhandelsregimes in Angriff genommen werden .. Im Jahre 1947 

wurden die eingange genannten Sonderabkommen gekündigt und die Zentra.lisierung , 

des österreichisoh-sohweizC3rischen Clearings ßuf das Kommerzielle Konto der 

Österreichischen Nationalbarik bei der Schweizerisohen Nationalbankeingeleitet. 

, Als notwendige übergangsmassnahmen wurden den bei den Bundesländern' die Ab­

wicklung der auf Grund der alten Sonderabkommen eingeleiteten Geschäfte zug~ 

standen und ausse:taem--geWisse Belassungsquoten .. Diese überstiegen den:--=ramals 
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üblichen Rahme'u n\tt in der Hinsicht, ,dass' .den .beiden Bundesländern der Grossteil 

der Eihgäng(~ aUS dem Lohnvoredlullgsverkehr, 'aus deI:l Grenzgängerverkehr sowie 

aus Jagdpachten, Wasserrecht~n, Grundstüokm'ie.ten und .. dergle'ichen belassen 

wurde. Diese zusätzlichen Belassungen waren als Ausgleich für die Kompensations­

geschäfte gedacht" die allen anderen Bundeslähdern dam.ll s möglich waren und 
. . . . 

nur Vorarlberg,und "I'irol veI'schlossen blieben" weil das Zahlungsabkommen 
I '. ". . • 

mit der Schweiz (dem wichtigsten', Handelspartne;r Tirois und yoraJ:'lbergs) Kom-

"pensationsgeschäfte 'nicht zuliess., 

Der in den letzten Jahren einsetzende Abbau sowohl der Belassungs-
) 

quoten als auch der Kompensationsgeschäfte.führte auoh zu eiber Reduzierung 
\ . '-

der Sonderrechte der beiden genannten westlichen Bundesländer.. Im Horbst 1951 
~ . '. " - . 

wurde die Liquidation der im Jahre i947,gekUndigtenSonderabkommen aus dem 

Jahre 1945 abgeSChlossen, sodass ahdiesemZei:tpunkt der gesamte Olearing 

mit der Schvveiz über das Kommerzielle Konto abgeWickelt Wtirde.,Auch die 

Belas$ungsquoten -wurden grunds~:tzli'ch abgebaut,' \1nd nur unter Berücksichtigung 

der engen Verbindung der beiden Eundeslände:c .mi t- der Schwai'z (GrenzgängeJ:'''' 

verkehr und Jagdpaoh"tien, Wasserreohte und Veredlungsverkehr.): auf eine monatl.iche 

Sonderzuteilung von 50,,000 sfrs für TiI'ol und v:on250.000 sirs 'für Vorarlberg 

reduziert~ Diese Beträge dienen zur FinanzierungvÖn dringenden Importen und 
. , , 

zur Deckung dringender, Landesbedürfnisse. Sie sind. somi t'weniger durch d.ie 

historis,che Entwioklung als V'or allem durch (1i~ geographische ,Lage 'der beiden 

tänd.erbegründet, W~i1 diege:aa..'1llten Sonderzllteil~gen eine wes'?ntliche 
.' !' . .' . 

technische Vereinfachung (lesDeV'isenverkehrs bilden, ohne dass 'di'e in der, 

österreichischen Devisengesetzgebung ver?nkerte zentrale Devisenbewirtschaftung 

verletzt wird. Diese Regelung ermöglicht '/ die' Wi~nerZel1tralstellen voh ° 

zahlreichen kleinen A.."lträgen, die nur unter dem Gesichtspunkt der lokalen Ver .. 

häl tnisse beurteilt Vlercien können und deren Beha.ndlung auch durch die räumliche 

Entfernung sehr verzögerot würde; ,zu ent1aste~ und _dieverb+.eibendenZuteilunga­

anträge cll.esor beiden Bundesläridernur nach besonders .strengen Gesichtspunkten 
" 

zu beha.ndel n .. ' 

Frag~.~. Warum hat die österreichischeNationaibank diE} Deviseniiberlassung 
zugunstell des Steirischen Roten Kreuzes so lange verweigert? 

Die ;jor dem L J2.11J;l8r 1952 'von der österreichischen Nationalbank gewissen 

Firmen aus eigenen Expol'terlösen' gewährten Belassungsquote,n waren dazu bestimmt p 

450/AB VI. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)2 von 3

www.parlament.gv.at



ll.Bei blatt· 
C> 

Bei blat,t • zur Parlamentskorrespol1denz 

auf rasohem Wage Rohmaterialien und Hilfsstoffe für die' EJ:>zeugung der Export­

waren dieser Firmen selbst zu beschaffen. Ein ,Weiterverkauf derartiger 

Belassungsq,uoten war, da dem'Sinn derselben widersprechend, unsta.ttha.ft. 

Dieses System der BelassungsClu()ten \\'Urcle ab I,Jänner d,Je abgesöha.fft und 

die Exportfirmen mussten die auf ihren Lorokonten bestehenden, aus solchen 

BelassungsCluoten stammenden Valutabeträge an die Österreichische Nationalbank 

abliefern, soferne sie nicht bis längstens Ende Februar 1952 bestimmungsgemäss 

verwemdet wurden. Wenn sich in dieser Zeit .... wie im vOl'li.egenden Fall .... 

Expcirtfirmen bereit erklärten, B~lassungsquoten, für die sie 'selbst bis Ende 

Februar d.J. lceine Verweridungsmögliohkeit im Rahmen der Devisenbestimmungen 

hatten und daher an die österreichisohe Nationalbank abI i efer!'. mussten, 

an Impol'teure abzugeben, so musste dieses Verlangen abgelehnt werden, da 

. auch diese: Beträge dem allgemein~n Devisenaufkor:unim zuzureohnen waren und der 

Befriedigung allgemeiner wirtsch.aftlicher Bedürfnisse vorbehalten werden mussten~ 

Dieser Standpunkt war bei der Beurteilung dieses Fa.lles in erster 

Linie massgebend. 

1m Hinblick auf die besondere Lage dieses Falles- es handeJ,t sioh 

um die Ausstattung" dee österreichischen Roten Kreuzes (Land Steiermark) 

mit Krankenwagen- hat die Österreichische Nationalbank nach Fühlungnahme 

und Zustimmung sämtlicher zuständiger Stellen einer Ausnahme zugostimmt, 

-... ~.-... 

) 
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